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Suhlen im selbst  
herbeigeredeten Notstand

Von Lukas Gahleitner-Gertz

Man stelle sich vor: Regierungspartei A 
will sich nicht mehr an das geltende Recht 
halten. Sie erklärt daher, es gebe eine Ge-
fahr für die Allgemeinheit. Aufgrund die-
ser Notlage sei es geboten, dass staatliche 
Behörden Grundrechte von Menschen au-
ßer Acht lassen sollten. A wird unterstützt 
von den Parteien B und C. So weit, so be-
denklich.

Absurd wird die Geschichte, wenn 
man bedenkt, dass A eine „gesamtstaatli-
che Notlage“ in einem Bereich ausruft, 
den sie seit knapp drei Jahrzehnten aus-
schließlich selbst politisch verantwortet. 
Begründet wird es mit „dramatischen Zu-
ständen“ in einem Bundesland. Es ent-
behrt nicht einer gewissen Ironie, dass in 
diesem Bundesland ausgerechnet die not-
standsmitbeschließenden Parteien B und 
C regieren.

Dieses theoretische Beispiel wird in 
Österreich Ende April mit Leben erfüllt: 
ÖVP (A), SPÖ (B) und NEOS (C) ermächtigen 
sich selbst, per Verordnung die Anwen-
dung von EU-Recht im Bereich der Famili-
enzusammenführung von Asylberechtig-
ten auszusetzen. Es bestehe insbesondere 
aufgrund der Situation in den Schulen „ei-
ne Gefahr für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung“.

Was war passiert? In den vergange-
nen beiden Jahren habe die Einreise von 
ca. 17.000 Frauen und Kindern nach An-
sicht der Regierungsparteien das Land mit 

seinen 9.000.000 Einwohner:innen über-
lastet, gesellschaftlichen Systemen würde 
der Kollaps drohen.

Das ist natürlich Unsinn: Das Beste-
hen von Druckstellen, vor allem in Wiener 
Volksschulen, ist unbestritten. Dass Wien 
seit Jahren die Hauptarbeit bei der Inte-
gration von Schutzsuchenden in Öster-
reich leistet ebenso. Es ist aber ein allzu 
durchschaubares österreichisches Erklä-
rungsmuster, dass an diesen hausge-
machten Problemen wieder einmal „die 
Ausländer:innen“ schuld seien.

Das Triggern der EU-Notfallsklausel 
ist ein ideologisches Projekt: Der ÖVP-do-
minierte Österreichische Integrations
fonds führt etwa „höhere Geburtenraten 
bei Migrantinnen“ ins Treffen. Das Inte
grationsministerium wirft manipulierte 
Zahlen zur Sozialhilfe und zum Anteil 
„nicht-deutscher Umgangssprache“ von 
Volksschüler:innen ins Rennen.

Auf Lösungen abseits der Außerkraft-
setzung von grundrechtlichen Garantien 
wartet man vergebens. Die Regierung 
suhlt sich im selbst herbeigeredeten Not-
stand. Zweifellos hat Bundeskanzler Sto-
cker in einem Punkt Recht: Zur Umsetzung 
rechter Politik braucht es keinen Herbert 
Kickl. Und die FPÖ? Die lehnt sich zurück 
und feixt: „Wir haben Euch immer schon 
gesagt, dass die anderen Parteien den La-
den an die Wand gefahren haben.“ 

Lukas Gahleitner-Gertz 
ist Jurist und Sprecher 
der asylkoordination 
österreich.


